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			„Staatsfeind Nr. 1“

			Militär tötet Rebellenführer in Venezuela
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			Rechter Rebell: Oscar Pérez wollte Venezuelas Regieung stürzen. (Foto: dpa)

			Caracas (dpa) - Über ein halbes Jahr narrte er die Regierung im krisengebeutelten Venezuela - jetzt haben Soldaten den abtrünnigen Polizeipiloten Oscar Pérez getötet. Der Anführer der Aufständischen sei bei einem Militäreinsatz nahe der Hauptstadt Caracas ums Leben gekommen, teilte Innenminister Néstor Reverol am Dienstag mit. Einsatzkräfte hatten die Rebellen am Vortag in der Siedlung El Junquito eingekesselt. Sieben Aufständische kamen bei dem Einsatz ums Leben, sechs weitere wurden festgenommen.

			Hunderte Polizisten und Soldaten hatten das Versteck der Gruppe umstellt. Es kam zu heftigen Feuergefechten. Auch zwei Angehörige der Sicherheitskräfte wurden getötet, hieß es. Angeblich soll es auch zu Granatenbeschuss gekommen sein. Pérez, der vor seinem Widerstand einer Spezialeinheit der Polizei angehört hatte, teilte aus dem Versteck mit: „Sie wollen nicht, dass wir uns ergeben, sie wollen uns ermorden.“

			Während der stundenlangen Gefechte hatte sich der seit über einem halben Jahr im Untergrund lebende Pérez über soziale Medien gemeldet. In einem Video war er schwer blutend und bewaffnet zu sehen. Der frühere Elitepolizist hatte immer wieder zum Sturz des sozialistischen Präsidenten Nicolás Maduro aufgerufen. Der Staatschef wiederum bezeichnete Pérez als „Terroristen“.

			Maduro gratulierte den Sicherheitskräften. „Die Ermittlungen haben uns erlaubt, eine Zelle dieser Gruppen zu zerschlagen, die planten, eine Autobombe vor der Botschaft eines bekannten Landes detonieren zu lassen“, sagte er vor der Verfassungsgebenden Versammlung. „Wer den Weg des Terrorismus wählt und die Waffen gegen das Volk richtet, dem antworten die Streitkräfte. Habt daran keinen Zweifel.“

			Pérez hatte Ende Juni 2017 erstmals von sich reden gemacht: Als Pilot der Polizeieinheit CICPC beschoss er mit einem gekaperten Hubschrauber das Innenministerium und feuerte Granaten auf den Obersten Gerichtshof. Verletzte oder größere Schäden gab es nicht. Maduro sprach von einem „Putschversuch und Terrorakt“. Die Gruppe um Pérez soll zudem Kasernen angegriffen und Waffen gestohlen haben.

			Auf dem Höhepunkt der Proteste gegen Maduro im Sommer vergangenen Jahres demütigte Pérez die Regierung, als er mitten in Caracas auf einer Demonstration auftauchte und umringt von seinen Anhängern Interviews gab. Pérez sah sich als Anführer zur Befreiung Venezuelas vom Sozialismus. In einem Manifest sprach Pérez von einer „Koalition zwischen Militärs, Polizisten und Zivilisten“ - aber die Rebellengruppe war wohl eher klein. Nach Misswirtschaft und gesunkenen Öleinnahmen steht das Land mit den größten Ölreserven vor dem Kollaps, es gibt die höchste Inflation der Welt und Normalbürger bekommen in Supermärkten kaum noch Lebensmittel. Zuletzt nahmen landesweit Plünderungen zu.
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			Die Woche in Argentinien

			Millionenschwerer Gewerkschafter

			Der Kriminalfall um den in Uruguay verhafteten argentinischen Gewerkschaftsboss Marcelo Balcedo zieht immer weitere Kreise. Am Dienstag ließ die Bundesjustiz Razzien in 14 Immobilien des Arbeiterführers durchführen. Sie fanden in La Plata, Cariló, Puerto Madero, Dolores und Tigre statt. Gegen Balcedo wird wegen Geldwäsche und Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung ermittelt. Nach Informationen der Tageszeitung Clarín besitzt der Gewerkschafter Liegenschaften in Millionenwert, dazu einen exklusiven Fuhrpark, Flugzeuge und Jachten. Sein in Bankschließfächern gehorteter Bargeldbesitz soll sieben Millionen Dollar betragen. Balcedo ist auch Besitzer der in La Plata erscheinenden Tageszeitung „Hoy“. Der Arbeiterführer wird auch beschuldigt mindestens 80 Millionen Pesos an Gewerkschaftsgeldern unterschlagen zu haben. Der Verdacht, Balcedo könnte Verbindungen zur Drogenbande „Los Monos“ (Die Affen) in Rosario haben, hat sich bisher noch nicht bestätigt.

			Neuer US-Botschafter

			Ein Texaner soll neuer US-Botschafter in Argentinien werden. US-Präsident hat den Richter Edward Charles Prado als Vertreter der Vereinigten Staaten nominiert. Prado war vier Jahrzehnte lang im Staatsdienst, zuletzt als Bundesrichter am Berufungsgerichtshof für Louisiana, Mississippi und Texas. Auf seinen ersten Richterposten hatte ihn US-Präsident Ronald Reagan berufen, den letzten verdankte der konservative Jurist George W. Bush. Prado spricht fließend Spanisch, seine Berufung muss noch vom US-Senat bestätigt werden. Der Posten des US-Botschafters in Argentinien ist seit einem Jahr vakant. Die Amtszeit von Prados Vorgänger Noah Mamet endete mit der von US-Präsident Barack Obama.

			Fall Timerman

			Der Gesundheitszustand des früheren Außenminister Héctor Timerman soll sich nach Angaben seiner Anwälte drastisch verschlechtert haben. Timerman wollte sich vergangene Woche zu einer Krebsbehandlung in die USA begeben, sein Visumsantrag war von den US-Behörden jedoch abgelehnt worden. Die Ablehnung war mit dem laufenden Gerichtsverfahren gegen den früheren Minister begründet worden. Timerman soll wegen seines Mitwirkens am sogenannte Iran-Memorandum wegen versuchter Strafvereitelung im Amt angeklagt werden. Dabei geht es um das 1994 verübte Attentat auf das jüdische Gemeindezentrum Amia. Damals wurden durch eine Autobombe 87 Menschen getötet und über 100 verletzt. Die Justiz vermutet iranische Drahtzieher hinter dem Anschlag und hatte internationalen Haftbefehl gegen iranische Staatsbürger gestellt. Die Anklage gegen Timerman geht auf den vor zwei Jahren vermutlich ermordeten Staatsanwalt Alberto Nisman zurück. Dieser wollte gegen die damalige Präsidentin Cristina Kirchner und Timerman wegen des Iran-Memorandums Anklage erheben. In dem Papier ging es um die Gründung einer „Wahrheitskommission“ zu dem Fall. Nisman sah darin einen Versuch, die iranische Verantwortung für den Anschlag zu vertuschen. Timerman leidet an Krebs im fortgeschrittenen Stadium. Die argentinische Regierung will sich nun in Washington um eine Einreisegenehmigung bemühen. (AT)
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			Geschwächte Gewerkschaften

			Von Juan Alemann

			Die Gewerkschaften haben in Argentinien eine Machtstellung wie in keinem anderen Land. Dies ist auf Perón zurückzuführen, der ab Juni 1943, als die Regierung von Ramón Castillo durch einen Militärputsch abgesetzt wurde, seine Macht auf drei Pfeilern aufbaute. An erster Stelle stand das Heer, wo er eine Gruppe organisiert hatte, die sich GOU (Grupo de Oficiales Unidos) nannte, und eine starke interne Stellung aufgebaut hatte. An zweiter Stelle stand die katholische Kirche, mit der er sich am Anfang gut verstand, und an dritter die Gewerkschaften, mit denen er enge Beziehungen als Leiter des Arbeitsamtes anknüpfte, das er nach dem Putsch leitete. Die große Kundgebung auf der Plaza de Mayo vom 17. Oktober 1945, die ihn zum starken Präsidentschaftskandidaten bei den Wahlen vom Februar 1946 machte, wurde von Gewerkschaftern organisiert.

			Perón hat dann die Arbeitsgesetzgebung geändert, nach dem Vorbild der “carta del lavoro” von Mussolini, und dabei die Gewerkschaften sehr gestärkt. U.a. wurde damals der obligatorische Beitrag zu den Gewerkschaften verfügt, den die Unternehmen einbehalten. Perón hat sich grundsätzlich an Mussolini orientiert, was er offen zugab. Der Grundgedanke bestand darin, dass sich die Gewerkschaften über ihren Spitzenverband, die CGT (Confederación General del Trabajo), mit einem Dachverband der Unternehmer (die CGE, Confederación General Económica) und der Regierung über Lohnerhöhungen und andere Dinge einigte. Das hat jedoch nicht funktioniert. 

			Ab 1945 trat eine Welle von Lohnerhöhungen auf, die die Preise in die Höhe trieb, bis Perón dann 1952, als eine tiefe Krise ausbrach, weil zwei Ernten wegen Dürre verloren gegangen waren, die Löhne für zwei Jahre einfror. Dadurch wurde eine Stabilisierung erreicht, die jedoch nach und nach aufgegeben wurde.

			Als Perón 1955 abgesetzt wurde, behielten die Gewerkschaften ihre Machtstellung und bauten sie auch weiter aus. Weder die Regierung der sogenannten “Befreiungsrevolution”, mit General Pedro Eugenio Aramburu als Präsident, noch die folgenden konnten die Macht der Gewerkschaften einschränken. Aus Madrid hat Perón die Gewerkschaften angewiesen, die jeweiligen Regierungen (Frondizi, Guido, Illia, u.a.) zu bekämpfen, mit Streiks und Gewaltmaßnahmen. Als er dann 1973 wieder an die Macht kam, zunächst über Cámpora, dann mit ihm selber als Präsident, konnte er die Gewerkschaftsmacht nur beschränkt eindämmen. 

			Nach seinem Tod verfügte die CGT einen Generalstreik, der die Präsidentin María Estela (“Isabelita”) Perón so stark schwächte, dass der Weg für die Hyperinflation geebnet wurde, die im März 1976 voll auftrat, und mit der Absetzung der Regierung durch die Streitkräfte endete. Einige Spitzengewerkschafter flohen ins Ausland, andere wurden verhaftet, doch die meisten verständigten sich mit der Regierung und erreichten dabei, ohne Streiks und Gewaltmaßnahmen, ziemlich viel. Dumm sind die Gewerkschafter gewiss nicht.

			Jetzt stellt sich wieder das gleiche Problem. Die Regierung muss erreichen, dass die Lohnerhöhungen dieses Jahr um die 15 Prozent liegen, und die Gewerkschaften wollen viel mehr. Doch die Gewerkschafter werden jetzt durch die zahlreichen Korruptionsskandale geschwächt, die gerichtlich abgewickelt werden, wobei schon mehrere von ihnen verhaftet wurden. Jetzt geht es dem mächtigen Hugo Moyano und Victor Santa María, von den Hauswarten, an den Kragen. Und danach kommen noch unzählige andere. Dies schwächt die Gewerkschaften und verleiht der Regierung eine starke Stellung, wie nie zuvor seit 1983, die sie einsetzen kann, um ihre Lohnziele durchzusetzen. Ist sich Macri dessen bewusst?
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			Im Blickfeld: Zittern um GroKo

			Von Stefan Kuhn

			Ein bisschen fragt man sich schon, ob das nicht Absicht war. In den Sondierungsgesprächen mit den Unionsparteien hat die SPD so wenig herausgeholt, dass das Projekt „GroKo“ schon auf dem Parteitag am Sonntag in Bonn zu scheitern droht. Die Sozialdemokraten können keine Trophäe wie vor vier Jahren den Mindestlohn präsentieren, sondern lediglich einige kleine Erfolge. Den Großteil davon hatten schon die Grünen der Union in den „Jamaika“-Verhandlungen abgerungen. Kein Wunder, dass es bei den Sozis brodelt. Es hätte schon der Einstieg in die Bürgerversicherung, die Erhöhung des Spitzensteuersatzes sein müssen oder zumindest ein freies Abstimmen in politischen Fragen, die nicht im Koalitionsvertrag geregelt sind, und über die man sich nicht einigen kann. Einige Genossen wollen schon nachverhandeln. Ein Ansinnen, das CDU und CSU verständlicherweise ablehnen.

			Dabei war die Ausgangslage für große Forderungen seitens der SPD gar nicht ungünstig. Die FDP hatte die Sondierungsgespräche über eine „Jamaika“-Koalition mit der Union und den Grünen platzen lassen, CDU und CSU hatten plötzlich keine Machtoption mehr. Dazu kommt, dass sich das Machtgefüge innerhalb der potenziellen Regierungspartner nicht verändert hat. Beide Lager haben drastisch verloren: die SPD rund fünf Prozent, die Union neun. Aber bei einer Neuauflage der großen Koalition würden die Unionsparteien etwa 62 Prozent der Regierungsabgeordneten stellen, die SPD 38 Prozent - fast exakt das gleiche Verhältnis wie 2013. Obendrein wussten die Unionsvertreter, dass die Stimmung in der SPD für eine Neuauflage des Regierungsbündnisses nicht besonders günstig ist. Übermütige GroKo-Befürworter bei den Sozialdemokraten glaubten gar, man könne die Union jetzt am Nasenring durch die Manege ziehen.

			Dass das nicht der Fall war, hat vor allem einen Grund: Vor vier Jahren hatte die Union abgesehen von der SPD keine Machtoption, und die Sozialdemokraten konnten zumindest mit Rot-Rot-Grün drohen oder mit einer von der Linken tolerierten rot-grünen Minderheitsregierung. Heute reduziert sich  das Drohpotenzial auf Neuwahlen, und vor denen hat in der Union keiner mehr Angst. In den Umfragen liegen CDU und CSU relativ konstant bei ihrem Wahlergebnis vom September. Verlieren würden derzeit nur die „Regierungsverweigerer“ FDP und SPD, aber das auch nicht signifikant. Gegen Neuwahlen spricht eigentlich nur, dass sich die Konstellation im Bundestag nicht wesentlich ändern dürfte. Allerdings werden Neuwahlen frühestens im Mai oder Juni stattfinden und bis dahin kann sich einiges ändern. Vor allem die Namen der Spitzenkandidaten.

			Das betrifft in erster Linie die SPD. Lehnt der Parteitag am Sonntag die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen ab, wird das mit Sicherheit das Ende von Martin Schulz bedeuten. Schulz ist nach dem schlechtesten Bundestagswahlergebnis der Partei angezählt, und er hat danach noch unglücklicher agiert. Dass er am Wahlabend den Gang in die Opposition angekündigt hatte, war noch verständlich. Dass er diese Aussage nach dem Scheitern der „Jamaika“-Sondierungen wiederholt hat, war fahrlässig. Als er sich von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier überzeugen ließ, Gespräche mit der Union aufzunehmen, hatte er bereits verloren. Denn jetzt muss er die Partei von etwas überzeugen, was er eigentlich nie wollte. Und das ohne eine überzeugende Trophäe.

			Der Gedanke, dass er sich in den Sondierungsgesprächen vielleicht gar nicht durchsetzen wollte, lässt sich nicht ganz verdrängen. Natürlich saß die Union letztendlich am längeren Hebel. Aber vielleicht kann die SPD doch Profit aus einer Ablehnung der GroKo durch den Parteitag schlagen. Im Gegensatz zur FDP haben wir es versucht, die Delegierten waren dagegen, die Union war nicht bereit, wesentliche sozialdemokratische Forderungen zu erfüllen. Schulz tritt zurück und lässt andere machen. Der Haken an der Sache ist, dass auch die Anderen, der gesamte Parteivorstand, hinter dem Ergebnis der Sondierungsgespräche steht.

			Man könnte den Spieß auch umdrehen. Es ist nicht unvorstellbar, dass die Unionsparteien die große Koalition nicht wirklich wollten. Jedenfalls nicht, um jeden Preis. Das hatten die Sondierer schon zu Beginn verlauten lassen. Mit dem erzielten Ergebnis können CDU und CSU leben: Kommt es zur GroKo, ist es gut, wenn nicht, auch. Schon jetzt gibt es Stimmen aus der Union, darunter auch Angela Merkel, die von „schmerzlichen“ Zugeständnissen gegenüber den Sozialdemokraten sprechen. Viele sehen darin indirekte Schützenhilfe für die SPD-Führung, aber es ist wohl auch bei einem Scheitern wirksam. An uns lag es nicht.

			Vielleicht wäre es nicht das Schlechteste, wenn sich der SPD-Parteitag am Sonntag die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen ablehnen würde, denn eine Zustimmung mit knapper Mehrheit würde die Qualen nur unnötig verlängern. Durch eine knappe Entscheidung hätte die SPD zwar eine bessere Position bei den eigentlichen Koalitionsverhandlungen, aber ein Koalitionsvertrag müsste schon eine deutliche sozialdemokratische Handschrift haben, denn dieser muss noch in einem Mitgliedervotum bestätigt werden. Ein Parteitag, bei dem Delegierte über einen fast einstimmig beschlossenen Vorschlag des Vorstands entscheiden, hatte eigentlich als die leichtere Übung gegolten.
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			Randglossen

			Die diesjährigen Januarferien neigen sich ihrem Ende zu, auch in der Regierung. Präsident Mauricio Macri genoss sie mit seiner Familie in Cumelén, bei Villa La Angostura in Nordpatagonien, wo auch die in Argentinien geborene niederländische Königsgattin Máxima (Zorreguieta) mit ihrem Mann König Willem Alexander und ihren drei Töchtern zuweilen anwesend ist. Das nationale Parlament wird im kommenden Februar zu außerordentlichen Sitzungen einberufen, in denen unter anderem ein Projekt über das künftige Gewerkschaftsgesetz behandelt werden soll. Zur Diskussion steht die Gewerkschaftsforderung, Spanisch genannt „cláusula gatillo“, laut der Lohnerhöhungsforderungen nicht unter der Monatsinflation liegen sollen. All das wirkt inflationstreibend, wie es in Argentinien seit Jahrzehnten landesüblich ist.

			Man mag darüber lachen, aber es ist ein großer Schritt für Saudi-Arabien. Überhaupt bewegt sich derzeit viel im islamischen Königreich. Frauen dürfen dort inzwischen Auto fahren und neuerdings auch ins Fußballstadion gehen. Männer sollten jetzt die Klappe halten, denn in der ach so aufgeklärten westlichen Welt gibt es noch genug Alpha-Tiere, die Frauen am Steuer für Ungeheuer halten, die im Stadion nichts zu suchen haben, weil sie die Abseitsregel nicht verstehen. Und das, obwohl Frauen nachweislich besser Auto fahren und in der deutschen Bundesliga inzwischen eine Schiedsrichterin den Männern nachpfeift. In Saudi-Arabien gibt es diese Vorurteile nicht. Es ging mehr um das Erotische. Inzwischen hat man aber wohl eingesehen, dass behaarte Männerwaden gar nicht so aufreizend sind.

			Nachdem Trumps Geisteszustand mehrfach auch von professioneller Seite angezweifelt wurde, liegt nun das Ergebnis eines kognitiven Tests des Präsidenten vor. Die gute Nachricht lautet: Trump bestand mit 30 von 30 Punkten. Doch wie gut ist diese Nachricht? Der Test beinhaltet unter anderem das Zeichnen eines dreidimensionalen Würfels und die korrekte Angabe von Ort und Datum. Das Resultat kann daher im besten Falle etwas über die Anzeichen beginnender Demenz aussagen, jedoch in keinem Falle etwas über IQ, psychische Gesundheit oder gar soziale Kompetenzen. Im Gegensatz zur Aussagekraft des Tests wird die Aussagekraft der Debatte deutlich: Es erscheint bereits berichtenswert, dass der vermutlich mächtigste Mann der Welt den Zusammenhang zwischen den Worten Eisenbahn und Fahrrad erkennt.
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			Rückgang des Referenzzinssatzes der ZB 

			Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln der ZB vom Dienstag wurde der Satz für Lebac auf 35 Tage zum zweiten Mal in Folge gesenkt, von 28,75% vor zwei Wochen und 28% in der Vorwoche auf jetzt 27,24%. Bei längeren Fristen lagen die Zinsen niedriger, bis zu 25,71% auf 247 Tage.

			Allein, diese Zinssenkung führte dazu, dass die ZB nur Lebac für $ 352,80 Mrd. unterbringen konnte, während Lebac für $ 398,44 Mrd. verfielen, so dass der Lebac-Bestand um $ 45,63 Mrd. abnahm, was mit Zinsen $ 59 Mrd. ausmacht und eine expansive monetäre Wirkung hat. Vom Gesamtbetrag der untergebrachten Lebac entfallen $ 237,25 Mrd. auf 35 Tage, $ 50,80 Mrd. auf 63 Tage, $ 45,77 Mrd. auf 91 Tage, $ 2,97 Mrd. auf 155 Tage, $ 2,68 Mrd. auf 210 Tage und % 12,34 Mrd. auf 273 Tage. 

			Um die erhöhte Liquidität zu neutralisieren hat die ZB jetzt sehr kurzfristige Wechsel, auf eine Woche, ausgegeben, benannt Leliq (“Letras de liquidez para bancos”), die nur für Banken bestimmt sind. Der Bestand dieser Wechsel liegt schon um die $ 40 Mrd. Der Lebac-Bestand der ZB liegt indessen bei $ 1,14 Bio. , also mehr als die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdeposten bei der ZB) von $ 1,03 Bio. Von diesem Bestand entfällt etwa ein Drittel auf 35 Tage. 

			Dass die Zinsen in einem Umfeld einer Abwertung von 7,6% in einem Monat, einem im Dezember um 3,1% gestiegenen Preisindex und der vorgesehenen Erhöhungen der Tarife öffentlicher Dienste, plus der Erhöhung des Benzinpreises und anderer Preiserhöhungen, stattfindet, klingt paradox. Indessen muss man die Politik der Zinssenkung als Teil des Zieles verstehen, die Inflationsrate dieses Jahr auf 15% zu beschränken.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 19,22, gegen $ 18,99 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven sprangen auf u$s 63,50, gegen u$s 55,02 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.12.18 bei $ 22,38, was einen Jahreszinssatz von 19,66% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval- Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 6,21%, und lag somit um 11,75% über Ende 2017.

			***

			Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Enwicklung auf, mit folgenden Veränderungen: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: -0,09%: Argentina 2026: +0,18%; Argentina 2046: +0,51%; Bonar 2024: Unverändert.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 468,48 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 449,09), und bei 24 Karat zu $ 669,26 ($ 641,56).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 15.1.18 um 27,99%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 34,92% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 15.1.18 um 26,24% auf $ 1,93 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen in der gleichen Periode um 42,89% auf $ 1,40 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 19,89% auf u$s 30,29 Mrd., und die Dollarkredite um 63,65% auf u$s 15,25 Mrd.

			***

			Schatzminister Nicolás Dujovne gab bekannt, dass das primäre Defizit der Staatsfinanzen (ohne Zinsen auf die Staatschuld) im Jahr 2017 mit 3,9% des Bruttoinlandsproduktes unter dem Plansoll des Haushaltsgesetzes von 4,2% abgeschlossen habe. Das echte, als “finanziell” bezeichnete Defizit, das auch Zinsen einschliesst, lag bei 6,1% des BIP. Die Zinslast nahm (in Pesos) um 71% auf $ 224,91 Mrd. zu. Im Jahr 2017 betrugen die Ausgaben 23,4% des BIP, ein Prozentpunkt unter 2016, was auf geringere Subventionen für öffentliche Dienste zurückzuführen ist. Die Staatseinnahmen (hauptsächlich Steuern) machten 23% des BIP aus, gegen 22% im Vorjahr. Die Zunahme ist hauptsächlich auf die Weisswaschung zurückzuführen.

			*** 

			Die Beschäftigung erreichte im 3. Quartal 2017 20,52 Mio. Menschen, 1,9% über dem Vorjahr, berichtet das INDEC. Die Zahl der eingetragenen Lohnempfänger erreichte 10,64 Mio.,von denen 3,46 Mio. auf den staatlichen Bereich entfallen, und die der Schwarzarbeiter 4,94 Mio. Die Selbsständigen betrugen 4,94 Mio.

			***

			Die Regierung hat mit China ein Abkommen über den Export von gekühltem Rindfleisch mit Knochen, und auch Schaf- und Ziegenfleisch abgeschlossen, das den Zugang zum chineischen Markt möglich macht. 2012 hatte die chinesische Regierung schon den Import von gefrorenem Rindfleisch zugelassen, was zu hohen Exporten führte und China bei Rindfleisch zum grössten Kunden Argentiniens machte. China importierte 2017 insgesamt 950.000 Tonnen Rindfleisch, von denen Argentinien 11% lieferte. 

			***

			Die Firma Invertur berichtet, dass schon 141 neue Hotels für dieses Jahr vorgesehen seien, von denen 24 auf lokale Hotelketten entfallen. Diese Initiativen fallen auf, weil die Hotelbranche in den letzten Jahren eine niedrige Rentabilität aufwies, in vielen Fällen sogar Verluste hatte. Seit die Firma Trivago den Hotelkunden die Möglichkeit bietet, Preise und Qualität zu vergleichen, stehen die Preise für Übernachtungen in Hotels unter Druck. 

			***

			Das Statistische Amt der Stadtverwaltung von Buenos Aires hat für Dezember 2017 eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von 3,3% und für das ganze Jahr eine von 26,1% ermittelt. Die Sparte “Wohnung, Wasser, Strom, Gas u.a. Brennstoffe” verzeichnet im Dezember eine Zunahme von 11,7% und im ganzen Jahr eine von 50,7%. Es ist logisch, dass dieser Preisindex eine höhere Zunahme als der des INDEC ausweist, weil dieser für das ganze Land gilt, und die Tarife öffentlicher Dienste im Landesinneren prozentual weniger gestiegen sind als in der Stadt Buenos Aires, weil sie schon vorher viel höher waren.

			***

			Durch Beschluss 5-E/2018 des Handelssekretariats wurden 314 Zollpositonen vom System der “nicht automatischen Importgenehmigungen” ausgeschlossen, so dass jetzt nur 1300 verbleiben. Was jedoch eigentlich fehlt, ist eine Reglementierung dieser Genehmigungen, bei denen es schließlich um eine quantitative Beschränkung gewisser Importe geht. Dabei ist weder die Verzögerung der Importgenehmigung, noch die Zuteilung an die ersten, die Anträge stellen, sinnvoll. Jetzt sollen die technischen Normen für die Produkte, um die es geht, genauer bestimmt, und auch das Antidumpingverfahren vereinfacht werden. Das löst das Problem jedoch nicht, das als Folge des zurückgebliebenen Wechselkurses verstärkt auftritt. Als erstes muss dafür gesorgt werden, dass der angegebene Importpreis stimmt, was in vielen kritischen Fällen nicht zutrifft. 

			***

			Im Jahr 2017 wurden 1,77 Mio. gebrauchte Kfz. verkauft, 15% mehr als im Vorjahr, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comercio Automotor). Für jedes neue Fahrzeug wurden somit 1,9 gebrauchte verkauft. Im Dezember wurden 157.056 gebrauche Kfz verkauft, 121,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat.

			***

			Der Asphaltkonsum erreichte 2017 mit 619.260 Tonnen einen Rekord. Asphalt wird fast ausschließlich beim Straßenbau und der Instandsetzung von Straßen verwendet, die 2017 einen großen Impuls erhielten.

			***

			Das umfassende Notstandsdekret der Vorwoche (Nr.27/18) hat auch verfügt, dass die Lohnkonten auf Antrag von Gläubigern beschlagnahmt werden können. Bisher war dies auf nur 20% des Lohnes beschränkt. Mit der neuen Maßnahme soll der Zugang von Lohnempfängern zu Krediten erleichtert werden, da die Banken dabei ein geringeres Risiko tragen. 

			***

			Die Verhaftung des Gewerkschaftlers Juan Pablo “Pata” Medina, die auch dazu geführt hat, dass die Leitung der nationalen Gewerkschaft der Bauarbeiter die lokale von La Plata übernommen hat, hat unmittelbar zu einem Sprung der Bautätigkeit in La Plata geführt. Zunächst wurde der Bau in 18 Gebäuden aufgenommen, die wegen der Erpressung von Medina stillgelegt worden waren. Und dann wurden schätzungsweise 60 neue Bauten in Angriff genommen. Die Gemeindeverwalrtung von La Plata hat bekanntgegeben, dass im letzten Quartal 2017 350 Baugenehmigungen erteilt wurden, 141% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. 

			***

			Die Bauwirtschaft beschäftigte in de ersten 10 Monaten 2017 04,016 Personen, 8,6% mehr als im Vorjahr, berichte das Wirtschaftsinstitut IEERAL, von der Mediterranea-Stiftung. 

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat einmal die Immobiliensteuer um durchschnittlich 56% erhöht, und danach auch die sogenannten “Fiskalwerte” der Immobilien, die seit 2005 nicht erhöht wurden, den Marktwerten angepasst. Das bedeutet u.a., dass viele Besitzer von Mittelstandwohnungen jetzt ab 2019 auch von der nationalen Steuer auf persönliche Güter erfasst werden, weil sie das steuerfreie Minimum überschritten haben. Bei 4,86 Mio. Wohnungen und 1,7 Mio. unbebauten Grundstücken wurde die Aufwertung schon vollzogen. Das Gesetz schreibt vor, dass die Immobilienwerten alle 10 Jahre berichtigt werden müssen. Das letzte Mal geschah dies 2005. Doch im Wahljahr 2015 wurde dies nicht getan, und 2016 wollte die Gouverneurin María Eugenia Vidal einen Konflikt vermeiden. Doch schließlich musste die Entscheidung getroffen werden. In absoluten Zahlen werden Inhaber von Immobilien, vor allem teuren Wohnungen, den vielfachen bisherigen Betrag zahlen müssen. Die Provinz braucht dringend höhere Einnahmen aus der Immobiliensteuer, als Ausgleich, um die Steuer auf den Bruttoumsatz zu senken oder in bestimmten Fällen abzuschaffen zu können, wie sie es gegenüber der Nationalregierung verpflichtet hat.

			***

			Die Regierung hat das Amt für die Kontrolle der Straßenkonzessionen Occovi aufgelöst, und diese Funktion dem Amt “Vialidad Nacional” übertragen, dass für den Bau und die Instandhaltung des Straßennetzes verantwortlich ist, das die Städte und Ortschfen des Landes verbindet.

			***

			Außer den Bankangestellten erhalten jetzt auch die Staatsangestellten eine Gehaltserhöhung als Folge der Inflationsklausel (“cláusula gatillo”), die im Arbeitsabkommen von Juni 2017 eingeschlossen wurde. Die Zulage macht 4,8% aus. Dieses Jahr sollen, laut Anweisung der Regierung , alle Abkommen ohne Inflationsklausel abgeschlossen werden. 

			***

			Im Jahr 2017 reisten 12,98 Mio. Menschen im Inland per Flugzeug, 15% mehr als im Vorjahr, und 14,78 Mio. Menschen flogen ins Ausland, 14% mehr als im Vorjahr. In zwei Jahren betrugen die Zunahmen 21% und 24%. 

			***

			Letzten Montag fand im Präsidialamt die dritte Zusammenkunft über die Holzwirtschaft und die Möbelindustrie statt, in Anwesenheit von Präsident Macri, der Gouverneure von Entre Rios und Corrientes, und mehrere Minister. Am gleichen Tag wurde der Beschluss 3-E2018 des Staatssekretariates für Wohnung im Amtsblatt veröffentlicht, der Holzwohnungen bei Programmen über Sozialwohnungen zulässt. Bei diesen Wohnungen aus Holz soll der Quadratmeter u$s 600 kosten, was sich mit u$s 900 bei Verwendung der traditionellen Bauten (mit Ziegelsteinen und Zement) vergleicht. Außerdem werden die Holzwohnungen viel schneller gebaut. Zunächst sollen 10% der Sozialwohnungen aus Holzwohnungen bestehen. Die internationale Erfahrung (vor allem in den USA) zeigt, dass Holzwohnungen, die gut gebaut und instand gehalten werden, eine gute Qualität bieten und eine sehr lange Dauer haben, gelegentlich von über 100 Jahren. 

			***

			Präsident Mauricio Macri hat beschlossen, keine außerordentlichen Parlamentssitzungen für Februar einzuberufen, so dass das Gesetzesprojekt über die Reform des Arbeitsrechts erst im März behandelt wird, ebenso wie das Gesetzesprojekt über den Kapitalmarkt.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im Dezember eine Zunahme von 1,6%, und im ganzen Jahr 2017 eine von 18,8%. Der Index wurde durch eine Zunahme von 17,8% beim elektrischen Strom in die Höhe getrieben. Rohstoffe stiegen im Dezember nur 0,7%, Industrieprodukte um 1,7% und importierte Produkte um 0,6%.

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Dezember eine Zunahme von 1,4% und im ganzen Jahr 2017 eine von 26,6%. Der Index wurde durch die Erhöhung der Tarife für Strom und Gas in die Höhe getrieben.

			***

			Shell hat den Benzinpreis letzte Woche um 6% erhöht, so dass ein Liter Superbenzin in der Bundeshauptstadt jetzt $ 24,32 kostet, gegen vorher $ 22,94. Dieselöl wurde von $ 20,25 auf $ 21,47 pro Liter erhöht. Vor Shell hatte die Firma Oil Combustibles (vom Konzern Indalo, von Cristóbal López) die Preise schon erhöht. YPF und Axion (ehemals Esso) kommen danach.

			***

			Diese Woche wurde das Programm des Baus von Autobahnen und Straßen für u$s 26 Mrd. in 5 Jahren eingeleitet. In einer ersten Etappe sollen Autobahnen und Straßen für u$s 5 Mrd. ausgeschrieben werden. Hier soll zum ersten Mal das neue System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (genannt PPT, “participación público-privada”) angewendet werden. Finanzsekretär Luis Caputo erklärte, es bestehe großes Interesse an diesen Projekten, wobei die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) und die Andenkörperschaft (CAF), aber auch die französische Entwicklungsagentur und das Schatzamt der USA ihre technische Mitarbeit geboten hätten. Caputo erklärte nicht, ob sich dies auch auf eine Zahlungsgarantie bezieht, die unerlässlich ist, damit die Baufirmen sich langfristig zu niedrigen Zinsen finanzieren können.

			***

			Energie-. und Bergbauminister Juan José Aranguren besteht darauf, dass der Staat seine Beteiligung an Transener verkauft. Die staatliche Enarsa hatte 2008 einen Anteil erworben, der 2016 erweitert wurde. Transener betreibt die Fernleitungen für Strom. Mitglieder der radikalen Partei (UCR), die auch zur Cambiemos-Koalition gehört, hatten gegen diese Initiative opponiert. Der Radikalismus hat sich traditionell für das Bestehen von Staatsunternehmen und staatlicher Beteiligung an Unternehmen eingesetzt, was jedoch innerhalb der Partei zunehmend aufgegeben wurde. Aranguren erklärte, der Staat könne beim Verkauf seines Anteils an Transener einen Gewinn von 500% erzielen.

			***

			Die staatliche ARSAT, die Satelliten für Telefonie und Fernsehdienste bietet, will dieses Jahr $ 2,93 Mrd. in die Erweiterung des Netzes optischer Kabel investieren, und auf diese Weise den Internetdienst auf zusätzliche 550 Ortschaften des Landes erweitern.

			***

			Produktionsminister Francisco Cabrera unterzeichnete am Dienstag ein Kooperationsabkommen mit dem Präsidenten der israelischen Agentur für technologische Innovation. Die lokale Industrie soll dabei auf diesem Gebiet unterstützt werden.

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Studienzentrum des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” berechnet, weist für November 2017 eine Zunahme von 2,6% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat aus. Die ersten 11 Monate 2017 liegen somit um 1,2% über dem Vorjahr. Die Entwicklung war bei den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich.

			***

			Präsident Macri hat dem Bau des Wasserkraftwerkes “Portezuelo del viento”, am Rio Grande, in der Provinz Mendoza zugestimmt. Doch der Gouverneur der Provinz La Pampa, Verna, opponiert, weil der Fluss Rio Grande in den Rio Colorado mündet, und das Wasserkraftwerk diesem Fluss Wasser angeblich entzieht. Indessen bedeutet der Staudamm nur einen Entzug des Wassers während der Füllperiode. Danach besteht für die Provinz La Pampa der Vorteil, dass das Wasser regelmäßiger fließt, weil der Staudamm in Perioden mit viel Wasser gefüllt und in Perioden mit wenig Wasser geleert wird.

			***

			Das Transportministerium hat die Maximaltarife für die Hafendienste von Experten, die Frachtern geboten werden, um 20% bis 40% verringert. Der Unterstaatssekretär für Hafen und befahrbare Flüsse, Jorge Metz, wies darauf hin, dass außerdem weitere Maßnahmen getroffen worden seien, um die Flussschifffahrt zu verbilligen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Vizepräsidentin der EU-Komission, Federica Mogherini, gab bekannt, dass die EU zum ersten Handelspartner von Kuba aufgestiegen sei, und in diesem Sinn kündigte sie eine Reihe von Kooperationsabkommen an, die sich auf erneuerbare Energien, nachhaltige Landwirtschaft und Kultur, für insgesamt u$s 50 Mio., beziehen. 

			***

			Trotz der Unsicherheit wegen der protektionistischen US-Wirtschaftspolitik fertigen die Autobauer in Mexiko mehr Fahrzeuge denn je. Die Produktion stieg 2017 um 8,9% auf 3,77 Mio. Autos, wie der Verband der mexikanischen Automobilindustrie (Amia) mitteilte. Der Export stieg um 12,1% Prozent auf 3,1 Mio. Fahrzeuge. Relativ niedrige Löhne, gut ausgebildete Arbeitskräfte, ein großes Netz an Zulieferern und eine solide Infrastruktur machen Mexiko als Produktionsstandort für Automobilhersteller attraktiv. Mittlerweile sind fast alle großen Hersteller in dem lateinamerikanischen Land vertreten. Bis 2020 will Mexiko pro Jahr 5 Mio. Autos bauen und der fünftgrößte Automobilstandort der Welt werden. (dpa)

			***

			Die brasilianische Wirtschaftstätigkeit lag in 11 Monaten 2017 um 1.06% über der gleichen Vorjahresperiode, hat die ZB ermittelt. Nach einem BIP-Rückgang von 3,5% im Jahr 2015 und von 3,6% im Jahr 2016 erscheint diese Erhöhung gering. Indessen wir dies als Umkehrung der Tendenz gedeutet, und private Wirtschaftler rechnen für 2018 mit einer BIP-Zunahme von 2,7% und 2019 noch einmal etwa gleich viel.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Colorín

			Diese traditionelle Farbenfabrik wurde von der Firma Disal (von Córdoba) übernommen, die durch ihre Marke Tersuave bekannt ist und auch Farben erzeugt und vertreibt. Für 90,95% des Kapitals zahlte Disal u$s 3,24 Mio. Außerdem wurde das Kapital um $ 49,1 Mio. erhöht, die vom bisherigen Kontrollaktionär Cromology beigesteuert werden. Diese Kapitalerhöhung entspricht bestehenden Krediten. Colorín wurde vor 70 Jahren als Familienunternehmen gegründet, dann 1996 vom Bemberg-Konzern übernommen und 2006 vom französischen Konzern Materis Paints gekauft, der sich 2015 in “Cromology” umtaufte.

			Banco Galicia

			Diese rein lokale argentinische Bank wurde von der britischen Zeitschrift “The Banker” auf Grund der Ergebnisse des letzten Jahres als die beste argentinische Bank ausgezeichnet. Die genannte britische Bank benotet jährlich die Banken von 141 Ländern. Der lokale Geschäftsführer der Banco de Galicia, Fabián Kon, erklärte, die Auszeichnung zeige, dass die Bankleitung sich auf dem richtigen Weg befinde. 

			BAPRO 

			Die provinzeigene Banco de la Provincia de Buenos Aires hat diese Woche die Grenze von 100.000 Krediten mit Wertberichtigung gemäss dem UVA-Index (der sich an den INDEC-Index der Konsumentenpreise hält) erteilt. 80% des Betrages wurde für den Kauf von Automobilen eingesetzt. 11.000 Familien konnten mit einem Kredit dieser Art eine Eigenwohnung kaufen.
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			Die Inflationssenkung in einer schwierigen Phase

			Die Zunahme des Indices der Konsumentenpreise des INDEC, von 24,8% im Jahr 2017, liegt weit über dem Plansoll von bis zu 17%, das die Zentralbank festgesetzt hatte, aber weit unter der Zunahme von 40,3% des Jahres 2016. Es ist somit gelungen, die Inflation auf ihren historischen “Normalstand” zu senken, der jedoch noch weit entfernt von einer “zivilisierten Inflation” liegt, die auf alle Fälle einstellig ist. Der zweite Schritt der Senkung der Inflationsrate, der jetzt kommt, ist viel schwieriger.

			Die Entwicklung der letzten Jahre war wie folgt:

			Jahr.....................Zunahme

			2011.....................22,8%

			2012.....................26,5%

			2013.....................28,4%

			2014.....................38,5%

			2015.....................27,5%

			2016.....................40,3%

			2017.....................24,8%

			Es handelt sich hier um den sogenannten “Kongressindex”, der als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen berechnet wird. Nur für 2017 wurde die INDEC-Zahl genommen, wobei der “Kongressindex” jedoch eine Zunahme von 24,6% ausweist, leicht unter dem INDEC-Index. Der offizielle Index wurde ab Anfang 2007 künstlich gedrückt, so dass seine Bedeutung verlor, weil er nicht glaubhaft war. Das INDEC hat jedoch erst ab Mai 2016 einen Index ohne Manipulierung veröffentlicht, und noch später einen, der für das ganze Land gilt.

			Es ist wirklich schade, dass der Handelssekretär der Regierung von Cristina K, Guillermo Moreno, den Index so grob verfälscht hat. Denn einige Änderungen bei der traditionellen Methodologie waren durchaus in Ordnung, wie die Einführung eines veränderlichen Korbes von Sachgütern und Dienstleistungen. Denn normalerweise werden Produkte, die relativ teurer werden, weniger konsumiert, und andere, die relativ billiger werden, mehr. Dadurch steigt ein Index mit einem variablen Konsumkorb weniger. Statistiker empfehlen, einen doppelten Index auszuarbeiten, nämlich einmal den konventionellen (PPT, “product price index”) und dann einen, der dem effektiven Konsum entspricht (CPI, “consumer price index”). Doch sie einigen sich nicht über die Methodologie, mit der dieser letzte Index berechnet wird. Der Index der Kerninflation, der jetzt bekanntgegeben wird, bei dem die Preise bei Seite gelassen werden, die von Regierungsentscheidungen abhängen (an erster Stelle für öffentliche Dienste), und auch die saisonbedingten Schwankungen einzelner Produkte, ist etwas anderes. 

			Ebenfalls war es richtig, die Preiserhebungen nicht auf den Raum von Gross Buenos Aires zu beschränken, wie es traditionell der Fall war. Da im Landesinneren die Tarife öffentlicher Dienste schon viel höher als im Raum von Gross Buenos Aires waren, wirkt sich die Aufholung der stark zurückgebliebenen Tarife in dieser Gegend weniger auf den Index aus. Ein Index, der eine etwas geringere Zunahme ergeben hätte, die eine solide Begründung hatte, wäre womöglich geduldet worden. Das INDEC, geleitet von Wirtschaftler Jorge Todesca, ging unter der Macri-Regierung zunächst wieder auf einen Index für die Bundeshauptstadt und Umgebung über (was eine Fehlentscheidung war), und kehrte erst einige Monate später zum landesweiten Index zurück. 

			Das Problem mit dem Index besteht darin, dass er allgemein als Grundlage für die Festsetzung der Preise und auch als Richtlinie für die jährlichen Lohnverhandlungen genommen wird. Moreno wollte mit einem Index mit geringeren Zunahmen eine stabilisierende Wirkung erreichen. Doch, eben weil er von einer begründeten methodologischen Änderung auf eine Fälschung übergegangen ist, hat er genau das Gegenteil erreicht, und dabei auch gut begründete Änderungen in der Methodologie diskreditiert. Denn jetzt wird alles als Mogelei angesehen. 

			Mit einer Zunahme von 24,8% im Jahr 2017 wurde im Wesen nur die Rückkehr zur Normalität erreicht. Das war nicht so schwierig. Eine Inflation von 20% bis 25% jährlich wird in Argentinien als normal empfunden, ist es aber in der heutigen Welt gewiss nicht. Früher waren auch Brasilien u.a. lateinamerikanische Staaten Inflationsländer, was sie heute nicht mehr sind. 

			Jetzt hat sich die Regierung eine Inflation von 15% für 2018 zum Ziel gesetzt. Das klingt im internationalen Vergleich als bescheiden, ist jedoch kaum erfüllbar. Denn jetzt geht es darum, von der “Normalität” auf eine grundsätzlich neue Lage überzugehen, bei der es Gewinner und Verlierer gibt, und allgemein eine andere Verhaltensweise notwendig ist.

			Halten wir fest:

			- Das Defizit der Staatsfinanzen bleibt dieses Jahr hoch, auch wenn es gelingt, es etwas zu senken. Es wird sehr schwierig sein, die Geldschöpfung auf 15%, eventuell bis auf 18%, zu drücken., wie es sein müsste, wenn das Inflationsziel ernst genommen wird. Dies umso mehr, als die Neutralisierung der monetären Expansion durch Ausgabe der Lebac durch die ZB durch die Tatsache begrenzt wird, dass der Bestand schon sehr hoch und weitgehend kurzfristig ist, so dass allein die Erneuerung der Lebac, die verfallen, problematisch ist.

			- Die Tariferhöhungen über die allgemeine Inflation hinaus bedeuten eine Änderung der relativen Preise und wirken zunächst inflationär. Sie wirken doppelt: einmal direkt, und dann über die Kosten der Produkte, die auf die Preise abgewälzt werden.

			- Bei den Lohnverhandlungen wird immer noch die Inflationsentwicklung als Grundlage genommen. Private Wirtschaftler rechnen für die ersten 4 Monate 2018 mit einer Preiszunahme von über 6,5%, was hochgerechnet auf das ganze Jahr über 20% ergibt. Das wäre dann für die Gewerkschaften der Ausganspunkt, oder auf alle Fälle ein Grund, um eine Inflationsklausel (“clausula gatillo” oder “trigger clause”) in die Abkommen aufzunehmen. Doch gerade dies will die Regierung verhindern, weil es unvereinbar mit der Politik der Inflationssenkung ist. Es wäre sehr wichtig, wenn die Inflation bei Lohnverhandlungen nicht mehr mit dem allgemeinen Index gemessen wird, sondern mit dem Index der Kerninflation. Denn bei den öffentlichen Diensten handelt es sich um eine Änderung der relativen Preise, also auch der Tarife gegenüber den Löhnen. Doch das wird von der Regierung nicht einmal vorgeschlagen oder zur Diskussion gestellt. 

			- Schließlich ist es schwierig, den Wechselkurs im Einklang mit dem Inflationsziel zu halten. Denn der Ausgangspunkt, also der Kurs per Ende 2017, ist niedrig, was in einem Inflationsland schwer zu verantworten ist.

			Es ist in Ordnung, dass sich die Regierung jetzt ein Inflationsziel setzt, das weit unter der Inflation des Vorjahres liegt. Aber es muss auch erreicht werden, dass dieses Ziel glaubhaft erscheint, so dass Unternehmer und Konsumenten diese niedrigere Inflationsrate vorwegnehmen und entsprechend handeln. Einige konkrete Signale, die sich auf eine effektive Kürzung der Staatsausgaben, die Durchsetzung des Indices der Kerninflation und eine direkte Mitwirkung eines Regierungsvertreters bei den Lohnverhandlungen beziehen, sind unerlässlich für den Erfolg der Politik der schrittweisen Inflationssenkung. Dass es dabei Konflikte gibt, ist unvermeidlich. Präsident Macri muss eben damit fertig werden, und dafür sorgen, dass sie bis 2019 überwunden sind. 

			Argentinien wird auf alle Fälle auch in den kommenden Jahren ein Inflationsland bleiben, also bei einer zweistelligen Jahresinflation verbleiben, die hoffentlich unter 20% liegt. Das muss auch bei der Wirtschaftspolitik berücksichtigt werden. Die Schaffung eines Indices auf der Grundlage des Preisindices des INDEC, der für Hypothekarkredite und auch für bestimmte Bankdepositen gilt, entspricht dieser Tatsache. Was jedoch noch fehlt, ist die volle Anerkennung des Dollars als Zweitwährung, was die US-Währung faktisch schon ist. Die Beschränkung der Dollarkredite auf Geschäfte, die mit dem Außenhandel zusammenhängen, muss aufgehoben werden. Man muss eben zunächst mit der Inflation zusammenleben, und vermeiden, dass sie wieder in die Höhe springt, was an sich schon viel Kleinarbeit erfordert. 

			Die progressive Senkung der Inflationsrate darf nicht auf Kosten einer Rezession erreicht werden, die dann jene Politik rein politisch unhaltbar macht. Doch damit dies möglich ist, muss die Inflation gleichzeitig von allen Seiten bekämpft werden.
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			Zahlungsbilanz 2017: ein unhaltbarer Zustand

			Die Zahlungsbilanz weist im Jahr 2017 ein hohes Defizit bei der Leistungsbilanz aus (Handelsbilanz plus Dienstleistungsbilanz), das durch einen Überschuss bei der Kapitalbilanz ausgeglichen wird. Dieses Defizit macht ca. 4,6% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) aus, nachdem es 2011 noch bei 1% lag. Kritiker weisen darauf hin, dass dies eine Folge der Liberalisierung des Außenhandels ist, die die Macri-Regierung vollzogen hat, die auch nicht die erwartete Exportzunahme erreicht hat. Indessen ist der Fall nicht so einfach. 

			Dieses Defizit stellt zunächst kein Problem dar, ist jedoch mittel- und langfristig ein unhaltbarer Zustand. Denn gelegentlich werden sich die Gläubiger fragen, ob die Staatsverschuldung auf dem internationalen Kapitalmarkt nicht zu hoch ist, was die Gefahr eines Defaults mit sich bringt. Wenn keine Kredite mehr gewährt werden, einmal um die Amortisation der schon bestehenden auszugleichen, und dann, um das Defizit der Leistungsbilanz zu decken, dann kommt es zunächst zu einer starken Verringerung der ZB-Reserven und zu einem Kurssprung, und schließlich zu einer Einstellung der Zahlungen.

			Die Zahlungsbilanz für 2017 ergibt gemäß der Schätzung der Consulting-Firma Econviews (auf der Grundlage der ZB-Daten für drei Quartale und einzelnen Daten für das vierte) folgendes Bild (in Mio. Pesos):

			Leistungsbilanz...................-28.382

			Handelsbilanz (Saldo)...................-8.555

			Exporte...................58.945

			Importe...................67.500

			Dienstleistungsbilanz...................-5.265

			Exporte...................13.587

			Importe...................18.852

			Renten (Zinsen und Gewinne)...................-15.762

			Andere Überweisungen...................1.200

			Kapitalkonto...................44.100

			Direkte Auslandsinvestitionen...................11.000

			Auslandskredite...................33.100

			Veränderung der ZB-Reserven...................15.718

			Die Auslandskredite entfallen vornehmlich auf den Staat. Es handelt sich hier um den Nettobetrag, nach Abzug der Amortisationen. Mit diesen Krediten wurde auch die Kapitalflucht ausgeglichen, die 2017 über u$s 10 Mrd. lag. Hier handelt es sich zum größten Teil um Käufe von Dollarscheinen durch lokale Sparer, aber auch um Überweisungen auf Konten bei Banken im Ausland. Die Bevölkerung spart in Argentinien weitgehend in Dollar, und das lässt sich nicht ändern. Doch wenn diese Dollar bei Banken deponiert oder für den Kauf von Schatzscheinen u.a. lokalen Wertpapieren eingesetzt werden, die auf Dollar lauten, dann wirken sie wie die lokale Währung und haben keinen Einfluss auf die Zahlungsbilanz. In den 90er Jahren wurde der Dollar dem Peso gleichgestellt, so dass auch Girokonten in Dollar eröffnet und Kredite aller Art in Dollar gewährt werden konnten. Das hat gut funktioniert, bis es 2002 (Regierung Eduardo Duhalde) mit der sogenannten Pesifizierung zunichte gemacht wurde. Das war ein gigantischer Fehler und ein Riesengeschenk für Dollarschuldner (darunter auch viele Großunternehmen). Die gegenwärtige Wirtschaftsführung hat bisher keine klare Stellung zu dieser Frage genommen, und dabei offensichtlich die schlichte Tatsache, dass der Dollar auch als interne Währung verwendet wird, nicht in ihrer vollen Tragweite begriffen. 

			Eine Zahlungsbilanz wie die des Jahres 2017 sollte sich 2018 nicht wiederholen. In diesem Sinn muss zunächst für einen Ausgleich der Handelsbilanz gesorgt werden. Zu diesem Zweck muss einmal der bilaterale Kfz-Handel mit Brasilien ausgeglichen werden, indem das System des kompensierten Austausches wieder eingeführt wird, oder, wenn dies nicht möglich ist, ein Importkontingent für Kfz eingeführt wird. Dann sollte auch das Defizit der Energiebilanz stark verringert werden, was durchaus möglich ist. Und schließlich muss das System der Importgenehmigungen, das jetzt noch für 1.300 Zollpositionen gilt, anders gestaltet werden, so dass Importe, die lokale Produktion beeinträchtigen, kontingentiert und verringert werden. Mit einem höheren Wechselkurs konnte das Problem auch gelöst werden. Aber das ist eben nicht möglich, wegen der starken Inflationswirkung einer Abwertung.

			Bei der Dienstleistungsbilanz ist das Defizit weitgehend auf die Tourismusbilanz zurückzuführen. Der relativ niedrige Wechselkurs verbilligt Auslandsreisen und Ferien im Ausland. Dagegen kann man nicht viel machen, wobei dies auch auf die lokalen Ferienorte wirkt, die ihre Preise dieser Lage anpassen müssen. Trotz Auslandsreisen sind dieses Jahr auch die traditionellen Ferienorte des Landes, an erster Stelle Mar del Plata, gut besetzt.

			Was Dienstleistungen betrifft, exportiert Argentinien zunehmend Informatikprogramme (“soft ware”), weil viel Talent für diese Tätigkeit im Lande vorhanden ist, und die Gehälter weit unter denen der USA liegen. Diese Dienstleistungen gingen zunächst von den Vereinigten Staaten u.a. fortgeschrittenen Staaten auf Irland und Indien über, und jetzt zunehmend nach Argentinien, wobei sich einige lokale Firmen der Branche auch in den USA niedergelassen haben. Zum Handel mit Informatik-Produkten sei bemerkt, dass ein Teil der Exporte nicht gemeldet wird und die ZB keine Möglichkeit hat, die Übertragung über Internet zu erfassen. Diese von der ZB nicht gebuchten Dienstleistungsexporte kommen dann bei der Zahlungsbilanz in Form von unbestimmten Überweisungen nach Argentinien zum Ausdruck.

			Die Zahlungsbilanzproblematik muss ernst genommen werden, bevor es zu spät ist. Das hohe Defizit der Leistungsbilanz muss gleichzeitig mit dem Defizit der Staatsfinanzen verringert werden, damit die Rechnung monetär aufgeht, also mit einer geringeren Zunahme der Geldschöpfung vereinbar ist, die mit dem Ziel einer Inflationssenkung vereinbar ist.

		

	